Deutscher Bundestag Drucksache 1 1/7382 

11. Wahlperiode 

05. 06. 90 


Sachgebiet 45 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Frau Schoppe und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Sozialisation von unerwünschten Kindern 


Seit der Reformbewegung der späten 60er Jahre hat sich das 
Bewußtsein der Menschen in ihren privaten und öffenüichen 
Beziehungen für die besonderen Anforderungen eines repres- 
sionsfreien Zusammenlebens mit Kindern geschärft. 

Die Bereitstellung von Essen, Ordnung und Reinüchkeit gilt vie- 
len nicht mehr als ausreichende Grundlage für eine „gute Erzie- 
himg". Heute ist das Bewußtsein für entwicklungsspezifische Be- 
dürfnisse der Kinder enorm verbreitet. Viele Erwachsene wissen, 
daß das Leben mit Kindern eine große Fähigkeit zur Einfühlsam- 
keit voraussetzt. Ein kinderfreundliches Leben stellt Anforderun- 
gen und Ansprüche an die Erwachsenen, weil Kinder trotz ihrer 
Abhängigkeit als eigenständige Personen respektiert werden 
wollen. 

Seitdem versuchen viele Eltern oder solche, die es werden wollen, 
sich durch Gesprächsgruppen, Elterninitiativen oder Lektüre von 
Zeitschriften, Handbüchern und wissenschaftlichen Abhandlun- 
gen davor zu bewahren, gegen ihre guten Absichten kinderfeind- 
liches Verhalten zu praktizieren. 

Die Erfahrungen der antiautoritären Kindererziehung, die in Kin- 
derläden, freien Schulen und Eltern-Selbsthüfegruppen ihren 
Ausdruck fanden, haben gezeigt, daß das Leben von Kindern sich 
nicht einförmig im Sinne der Erwachsenenwelt organisieren und 
zurechtstutzen läßt, Kinder sind weder auf Kommando fröhlich 
noch im Interesse der Erwachsenen pflegeleicht. Kindheit ist kein 
einheithches Gefüge, und wenn ihnen auch eine unbeschwerte 
Kinderzeit zugebilhgt wird, lassen sich nicht alle Unwägbarkeiten 
und Probleme von ihnen femhalten. Deswegen gibt es die Erfah- 
rung, daß trotz guter Vorsätze die Interessengegensätze von Kin- 
dern und Erwachsenen immer wieder aufeinanderprallen. Der 
Einfluß der eigenen Kindheit der Eltern auf den Umgang mit ihren 
Kindern wird zwar von kaum jemandem mehr bestritten, findet 
aber noch nicht seinen Ausdruck in den gesellschafthchen Rah- 
menbedingungen der Kinder-, Jugend- und Familienpoütik. 

Das Interesse an der Kindererziehung hat schließhch dazu 
geführt, daß auch jene Ergebnisse der Kindheitsforschung für eine 
breitere ÖffenÜichkeit Bedeutung gewann, die ehedem bedauer- 
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licherweise nur von Fachwissenschaftlern/Fachwissenschaftlerin- 
nen an Eltern und der Kinder- und Jugendpolitik vorbeierörtert 
wurden. 

Es handelt sich hier um eine bereits seit mehreren Jahren betrie- 
bene Forschung über Kinderschicksale, die dadurch geprägt 
waren, daß ihre Entwicklung durch die bedrückende Hypothek 
belastet war, daß sie als imerwünschte Kinder zur Welt kamen 
und auch nach der Geburt von den Eltern offen, oder, was noch 
viel schlimmer ist, unter dem gesellschaftlichen Zwang zu gren- 
zenlos guter Mutterschaft heinüich - also den bewußten Gefühlen 
der Eltern entzogenen - gefühlsmäßig abgelehnt wurden. Diesen 
Kindern fehlte es in aller Regel nicht an Essen, Ordnungsliebe und 
Reinlichkeitserziehung, aber die gefühlsmäßige Zimeigung, die 
der Grundstein aller menschlichen Entwicklung imd Lebensfähig- 
keit ist, bekamen sie nicht. 

Die Forschung, von der hier die Rede ist, thematisiert und konzen- 
triert sich auf die Voraussetzung gelingender Kindererziehung, 
die noch vor der Geburt des Kindes liegt: nämlich die psychische 
Einstellung der Eltern, ob sie ein Kiiid woUen und ob che unge- 
plant öingetretene Schwangerschaft in ihrer Phantasie der Beginn 
eines Lebens mit einem Kind in der Zukunft werden soll oder 
nicht. Alle guten Absichten bezüghch einer kinderfreundhchen 
Erziehung nach der Geburt sind demnach bereits an die vorge- 
burtliche gefühlsmäßige Annahme der zukünftigen Elternschaft 
gebunden. 

Forschungen, die sich mit dem Schicksal unerwünschter Kinder 
befassen, verleugnen nicht die Unterscheidung zwischen einer 
unerwünschten Schwangerschaft und ungewünschten Kindern. 
Aus einer unerwünschten Schwangerschaft kann sich durchaus 
eine bejahende Beziehung zu einem Kind entwickeln. Erkennt- 
nisse über die oftmals unbewußte Last von unerwünschten Kin- 
dern beinhalten nicht den einfachen Umkehrschluß, daß ge- 
wünschte Kinder automatisch glückhche Kinder sind. Ge- 
wünschte Kinder können auch an einer Hypothek tragen: an der, 
daß sie als „krönender Abschluß" einer langjährigen Konsum- 
kette das Leben der Erwachsenen nun abrunden soUen. Diese 
Problematik stellt sich inbesondere im Zusammenhang mit der 
Diskussion um die neuen In-vitro-Fertüisationstechniken. Der 
Machbarkeitsrausch unserer hochtechnisierten Gesellschaft ist 
nicht dazu angetan, eine glückliche Kindheit zu „produzieren" 
und alle" Unwägbarkeiten wie Krankheit, Trauer, Behinderung 
oder Tod „abzuschalten". 

Insofern zielen die Forschungsergebnisse zum Schicksal uner- 
wünschter Kinder in eine andere Richtung und beinhalten eine 
andere politische Brisanz. Ein Verbot, aber auch schon die 
Erschwerung, unerwünschte Schwangerschaften abzutreiben, ge- 
winnt damit eine große Bedeutung, da es unmittelbar mit dem 
privaten Wunsch und dem famüienpolitisch deklarierten Interesse 
am glücklichen Heranwachsen der Kinder in unserer Gesellschaft 
heftig kollidiert. Denn wer für ein Verbot der Abtreibung uner- 
wünschter Schwangerschaften ist, fördert in der Tendenz das 
glücklose und verwirrende Schicksal unerwünscht geborener 
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Kinder. Weder wird den Frauen das Recht zugebiiligt, sich für 
eine selbstbestimmte Schwangerschaft zu entscheiden, noch kön- 
nen sie ohne weiteres dem gesellschafthchen Zwang entgehen, 
eine gute Mutter sein zu müssen. Es ist deswegen von größter 
Bedeutung, daß in der Diskussion zur Abtreibung in den 70er 
Jahren die Ergebnisse zum Schicksal unerwünschter Kinder pri- 
mär von den Gegnern einer autonomen Lebensplanung ver- 
schwiegen wurden und nach dem Motto agieren: Was nicht sein 
darf, gibt es nicht. 

Die Entscheidung für oder gegen ein Kind ist eine höchst private 
Angelegenheit. Gesetzhche Maßnahmen imd gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen, die das Leben mit Kindern begünstigen 
oder erleichtern, sind es nicht. Hier hat der Staat eine Fürsorge- 
pflicht gegenüber den Kindern und Frauen. 

Die allmählich in die allgemeine Debatte über Kindererziehung 
eingehenden Erkenntnisse über die Schrecken und die Einsam- 
keit im Schicksal unerwünschter Kinder erhalten im Zusammen- 
hang mit der Argumentation der Abtreibungsgegner eine wich- 
tige Dimension, da ethische Entscheidungen alle Aspekte eines 
Problems aufgreifen müssen. 

Wer sich für das strafrechtliche Verbot oder die Einschränkung 
der Abtreibung ausspricht, muß sich also offensiv mit der Tatsache 
auseinandersetzen, daß diese politische Entscheidung mannigfal- 
tiges Elend bei unerwünschten Kindern auslösen kann, anstatt 
diese Informationen zu unterdrücken. 

Nach der Reform des § 218 StGB wurde noch unter sozialhberaler 
Regierung eine Studie in Auftrag gegeben, die das Schicksal 
unerwünschter Kinder erforschen sollte. Die Soziologen Amendt 
und Schwarz werteten annähernd 800 Berichte aus der bis 1977 
vorhegenden internationalen Fachhteratur aus. Bereits 1980 war 
diese Literaturstudie fertiggestellt. 

Im selben Jahr wurde von der damahgen Ministerin für Jugend, 
Famihe und Gesundheit die Entscheidung getroffen, die Studie in 
der vorhegenden Fassung nicht zu veröffenthchen. Seither lagert 
sie in der Bundeszentrale für gesundheithche Aufklärung. An eine 
Veröffenthchung wird nicht gedacht, da nach deren Auffassung 
die Studie veraltet und deren wesenthche Ergebnisse bereits der 
Öffenthchkeit zugänglich gemacht worden wären. 

Wir teilen diese Auffassung nicht, sondern sind vielmehr der 
Meinung, daß die mit Steuergeldern bezahlten Untersuchungen 
nicht zu geheimen Verschlußsachen gemacht werden dürfen. 
Hierbei steht sich die Frage, ob ein „freedom of information act" 
grundsätzhch für Forschungsergebnisse anzustreben wäre. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

I. Unerwünschtheit und plötzhcher Kindestod 

Der „Plötzhche Kindestod" (Sudden Infant Death Syndrom) 
wird heute als eine der bedeutendsten Todesursachen von 
Kindern im Lebensalter von acht Tagen bis zur VoUendung 
des ersten Lebensjahres angesehen: 
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1. In welchen öffentlichen Statistiken oder Dokumentatio- 
nen von Forschungsinstituten und -projekten wird der 
„Plötzliche Kindestod" als Todesursache von Klein- 
kindern in der Bundesrepubhk Deutschland erfaßt? 

2. Welche Informationen liegen der Bundesregierung über 
die Häufigkeiten des „Plötzhchen Kindestodes" vor, mit 
der er jährlich in den Ländern der Bundesrepubhk 
Deutschland, in den Staaten der Europäischen Gemein- 
schaft, den ehemals soziahstischen Staaten und den 
USA auf tritt? 

IL Da die Organmedizin nach mehr als drei Jahrzehnten inten- 
siver Forschung weder Verursachungskomplexe noch thera- 
pierelevante Ergebnisse zur Senkung oder Vermeidung des 
„Plötzhchen Kindestodes" bereitsteUen kann und auch 
keine bemerkenswerten Ergebnisse absehbar sind, fragen 
wir die Bundesregierung - wissend um das Leid der Eltern, 
deren Kinder durchaus gewünscht oder dann angenommen 
wurden und trotzdem eines plötzhchen Kindestodes verstor- 
ben sind 

1. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung neueren 
sozialpsychologischen Erkenntnissen zu, daß Kinder, die 
am „Plötzhchen Kindestod" verstürben, von Eltern ver- 
sorgt wurden, denen es schwer fiel, das Kind emotional 
anzimehmen und die es unbewußt ablehnten, so daß 
dem Kind die lebenswichtige menschliche Nähe und 
Wärme zum Leben ermangelte? 

2. Auf welche Beratungs- und Hilfemöghchkeiten kann die 
Bundesregierung Frauen und Männer hinweisen, die 
von der Vorstellung geplagt werden, daß ihre Kinder 
durch ihre unbewußte Ablehnung am „Plötzhchen Kin- 
destod" sterben könnten und die von dieser emotionalen 
Zwiespältigkeit innerhch zerrissen sind und mit ihren 
Säuglingen nicht zu Rande kommen? 

3. Welche Möghchkeiten der psychologischen Beratung 
kann die Bundesregierung Eltern empfehlen, die dem 
schweren Schicksal ausgesetzt sind, daß ihr Kind durch 
ihre ungenügende oder sehr widersprüchhche emotio- 
nale Annahme am „Plötzhchen Kindestod" verstorben 
sein könnte? 

4. Sind der Bundesregierung Untersuchungen bekannt, 
die einen Zusammenhang zvrischen der erzwungenen 
Austragung unerwünschter Schwangerschaften und 
„Plötzhchem Kindestod" durch gefühlsmäßig blockierte 
Eltern nachweisen? 

Wenn ja, welche Untersuchungen sind das? 

5. Durch welche famüien- und geseUschaftspohtischen 
Maßnahmen wiü die Bundesregierung verhindern, daß 
gefühlsmäßig abgelehnte Kinder aus Mangel an Liebe 
und Geborgenheit am „Plötzhchen Kindestod" sterben? 


4 



Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


6, Hält es die Bundesregierung unter dem Gesichtspunkt 
der Kindeswohlsicherung für vertretbar, Frauen im Rah- 
men der „Beratung nach § 218b StGB" zur Austragung 
von Schwangerschaften aus grundgesetzlichen Erwä- 
gungen zu drängen, obwohl die Gefahr besteht, daß der 
emotional tief verwurzelte Selbstzweifel betroffener 
Frauen an ihrer Fähigkeit, Kinder zu gebären und zu er- 
ziehen, für die Säuglinge lebensgefährhch sein kann? 

III. Angesichts der möglicherweise tödlichen Wirkung der elter- 
lichen Ablehnung, die auch ein weit gefächertes Spektrum 
allgemeiner Erschwernisse in der psychischen, körperlichen 
und sozialen Entwicklung in den meisten Fällen für die 
unerwünschten Kinder mit sich bringt, fragen wir die Bun- 
desregierung: 

1. Wird in der Fortbildung von Beratern und Ärzten für die 
„Beratung nach § 218b StGB" auf die erheblichen Risi- 
ken hingewiesen, die mit der Austragung einer uner- 
wünschten Schwangerschaft für die Kinder, die Eltern 
und die Paarbeziehung verbunden sind? 

2. Wird in den Beratungsstellen der Träger der Freien 
Wohlfahrtspflege, die an der 218-Beratung teilnehmen, 
die Bedeutung der gefühlsmäßigen Kindesablehnung 
für das Kindeswohl unterschiedlich eingeschätzt, und ist 
die Verbindung der unbewußten Kindesablehnung mit 
dem „Plötzlichen Kindestod" bekannt? 

IV. Die Erkenntnisse der Psychologie und der Psychoanalyse 
weisen nicht nur auf vielfältige Formen mütterlichen Verhal- 
tens hin, das von Frauen eingenommen werden kann, son- 
dern vor allem auch auf die Tatsache, daß die mütterliche 
Zuneigung von Kind zu Kind sehr schwanken oder auch völ- 
lig ausbleiben kann. Da Frauen noch immer die primäre 
Versorgung des Kindes auch dort alleine leisten, wo eine 
Entlastung durch den Partner und die Gesellschaft durch 
eine allgemeine Kinderfreundlichkeit möglich wäre, kommt 
der mütterlichen Haltung der Frauen für die Kinder eine 
überragende Bedeutung zu. Wir fragen deshalb die Bundes- 
regierung: 

1. Geht sie davon aus, daß mit der Geburt eines uner- 
wünschten, abgelehnten oder verdeckt abgelehnten 
Kindes die mütterhche Zuneigung einer Frau sich quasi- 
natürhch einstellt, so wie die Milch in die Brust quasi- 
natürlich einschießt, oder ob die Bundesregierung die 
emotionale Zuneigung zu einem Kind als eine höchst 
zerbrechliche psychische Leistung und Fähigkeit von 
Frauen sieht? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein ausgeprägt 
fürsorgliches und von zwanghaften Verletzungsbefürch- 
tungen geprägtes Verhalten von Frauen mit Kindern auf 
eine unbewußte Ablehnung hindeutet? 
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3. Mit welcher Häufigkeit tritt nach Kenntnis der Bundes- 
regierung die Unerwünschtheit von Kindern auf? 

4. Welche Angaben kann die Bundesregierung über die 
schichtspezifische Verteilung von Unerwünschtheit und 
die schichtspezifischen Auswirkungen der Uner- 
wünschtheit auf Kinder machen? 

5. a) Sind der Bundesregierung Untersuchungen bekannt, 

nach denen mit steigender sozialer Schicht, also 
höherem Einkommen und gestiegenem Sozialstatus, 
die nachträghche Erwünschtheit von ungeplant auf- 
tretender Schwangerschaft zunimmt? 

b) Wenn ja, woran liegt es dann? 

6. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Anteil der 
unerwünscht und emotional abgelehnten Kinder in der 
Zahl der Gesamtgeborenen eines Jahrganges? 

7. Wie ist die Relation von geplanten zu ungeplanten 
Schwangerschaften in der Bundesrepublik Deutschland, 
und wie unterscheidet sie sich von den Mitgliedstaaten 
der EG, der DDR und den USA? 

8. a) Kann die Bundesregierung bestätigen, daß sich unter 

straffälligen Jugendlichen ein auffällig hoher Anteü 
von unerwünscht und in Ablehnung aufgezogenen 
Kindern und Jugendlichen befindet? 

Wenn ja, auf welche Untersuchungen stützt sie sich 
dabei? 

b) In welcher jugendpolitischen Absicht gedenkt die 
Bundesregierung von Forschungsergebnissen Ge- 
brauch zu machen, die das bedeutsame Phänomen 
des „difficult child syndrom"' in engem Bezug zur 
Unerwünschtheit der Kinder mit Heimkarrieren und 
strafrechtlich auffälligem Verhalten sehen? 

9. Welche Hinweise hat die Bundesregierung darauf, daß 
die Unerwünschtheit von Kindern sich in einem beson- 
deren Bedürfnis nach Psychotherapie im Kindes-, 
Jugend- und Erwachsenenalter auswirkt? 

10. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die Austra- 
gung unerwünschter Schwangerschaften auch ein Fak- 
tor ist, der den allgemeinen psychischen Gesundheitszu- 
stand der Bevölkerung nachteüig beeinflußt? 

11. Gibt es Forschungsprojekte und Forschungsinstitute in 
der Bundesrepublik Deutschland, die sich der systemati- 
schen und kontinuierlichen Erforschung dieses Pro- 
blembereiches widmen? 

Welche Projekte und Institute sind es? 

12. In welchem Ausmaß werden entsprechende Institutio- 
nen oder Forschungsprojekte von der Bundesregierung 
mit welchen Beträgen gefördert? 
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13. Welche Institutionen und Forschungsprojekte widmen 
sich diesen Fragen in anderen Ländern? 

14. Welche gesundheitspohtischen Konsequenzen zieht die 
Bundesregierung aus der weitverbreiteten Tatsache, 
daß viele Kinder das Los der Unerwünschtheit tragen? 

15. In welcher Weise wird den psychischen Lebens- 
erschwernissen unerwünschter Kinder als Quelle psy- 
chischen und familiären Elends in der Ausbildung und 
Berufsvorbereitung der erziehenden, pädagogischen 
und heilenden Berufe Rechnung getragen? 

V. Trotz zaghafter gegenläufiger Tendenzen charakterisiert es 
die Mehrheit der Männer, daß sie eine generelle gefühls- 
mäßige Abneigung gegen Kindererziehung und die konti- 
nuierliche gefühlsmäßige Nähe zu Kindern haben. Wir fra- 
gen deshalb die Bundesregierung: 

1. Könnte diese Gefühlsabgewandtheit der Männer ge- 
genüber privaten Beziehungen, die eindeutig einen 
Aspekt der modernen männhchen Identität darstellt, zu 
einem gewissen Teil daher rühren, daß Männer mit 
einer Abspaltung ihrer Gefühle auch auf die strafgesetz- 
hch erzwungene Austragung unerwünschter Schwan- 
gerschaften reagieren? 

2. Durch welche familienpolitischen Aktionen will die 
Bundesregierung dazu beitragen, daß Männer ihren 
psychischen Anteil an einer unerwünschten Schwanger- 
schaft akzeptieren und daraus Lehren für eine eigene 
Verantwortung für die Kinderplanung ableiten? 

3. Entspricht der Kinderwunsch von Frauen nach Ansicht 
der Bundesregierung deren Organfähigkeit, gebären zu 
können, oder ist der Wunsch nach einem Kind eine 
erworbene psychologische Fähigkeit, die durch viele, 
also auch soziale Bedingungen im Laufe der psychi- 
schen Entwicklung vom Mädchen zur Frau erst hervor- 
gebracht wird? 

4. Wenn die Bundesregierung den weiblichen Kinder- 
wunsch organisch begründet, welche Bedeutung kommt 
dann der männlichen Organausstattung für die Genese 
eines männlichen Kinderwunsches zu? 

5. Läßt die männliche Organbeschaffenheit nach Ansicht 
der Bundesregierung einen psychischen Kinderwunsch 
zu? 

6. Wenn die Bundesregierung den Kinderwunsch von 
Frauen und Männern nicht aus der Organbeschaffenheit 
ableitet, wie tut sie es dann vor allem im Hinblick auf 
den Mann? 

7. Ist für die Bundesregierung die gefühlsmäßige Zunei- 
gung einer Frau zu ihrem Kind unter anderem auch das 
Ergebnis einer wohlabgestimmten Famihen-, Beruf s- 
und Lebensplanung? 
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8. Geht auch die Bundesregierung davon aus, daß blok- 
kierte weibliche Lebensperspektiven einen komplexen 
Hintergrund für subtil aggressives, aber auch offen 
gewalttätiges Verhalten gegenüber Kindern abgeben 
könnten? 

9. Sieht die Bundesregierung die Unerwünschtheit eines 
Kindes als Moment, das elterliche Gewalt gegen Kinder 
fördert? 

10. Geht die Bundesregierung davon aus, daß das männüch 
prätentiöse Gehabe - auch patriarchalischer Habitus 
genannt - bereits beim Knaben und später bei den mei- 
sten Männern daher rührt, daß sie die Lebenswünsche 
ihrer Mütter stellvertretend realisieren sollen, weil die 
Mütter durch Diskriminierungen daran gehindert wer- 
den, sich ihre Lebenswünsche selbst zu erfüllen? 

VI. Die Gesetzgebung zur Strafbarkeit der ehelichen Sexualge- 
walt schleppt sich schwerfällig dahin. Wir fragen deshalb die 
Bundesregierung, ob ihr Erkenntnisse darüber vorliegen, 

1. daß Männer die Zeugung ihrer eigenen Kinder nach- 
träghch als gewalttätige Zeugungen wahrnehmen und 
verallgemeinernd folgern, 

daß gewalttätig herbeigeführte Schwangerschaften eine 
weitverbreitete ehehche Realität darstellen, die Frauen 
durch die strafgesetzliche Anerkennung ehelicher 
Sexualgewalt zukünftig durch Abtreibung unterbinden 
werden? 

2. Mit welchen Untersuchungen kann die Bundesregie- 
rung die Vermutung bestätigen, daß viele Frauen der 
Auffassung sind, daß ihre Kinder durch eheliche Ge- 
walt sexuahtät gezeugt wurden und daß allein aus Grün- 
den der sozialen Konvention, der materiellen Ab- 
hängigkeit vom Partner und des Schamgefühls in der 
Vergangenheit darauf verzichtet wurde, die uner- 
wünschten Schwangerschaften abzutreiben sowie die 
unerwünscht Geborenen und den Ehepartner zu ver- 
stoßen? 

3. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Anteil unter 
den unerwünschten Kindern, die als Folge ehelicher 
Gewaltsexualität geboren wurden? 

VIL Die Bundesregierung leistet durch die „Stiftung Schutz des 
Ungeborenen Lebens" finanzielle Hüfen ohne Rechtsan- 
spruch für Frauen, die ungeplant und ungewünscht schwan- 
ger wurden. Wir fragen die Bundesregierung, ob sie über 
kurzfristige materielle Entlastungen hinaus sich durch diese 
Zahlungen auch einen langfristigen Beitrag zu einer posi- 
tiven Gefühlsbeziehung zum Kind verspricht oder ob sie 
darin primär nur eine Prämie für ein bevölkerungspohtisch 
gewünschtes Verhalten sieht, das dem gefühlsmäßigen Ver- 
hältnis einer Frau zur Schwangerschaft und dem Kind letzt- 
lich äußerlich bleibt? 
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VIII. Erfahrungsgemäß haben Frauen, die eine abgelehnte 
Schwangerschaft ausgetragen haben und das Kind emotio- 
nal nicht annehmen wollen, erhebliche Schuldgefühle und 
zeigen psychische und psychosomatische Störungssym- 
ptome, weil sie ihrem eigenen und vor allem dem gesell- 
schaftlichen Muttervorbild nicht entsprechen. 

1. Wie glaubt die Bundesregierung, daß Frauen mit einem 
abgelehnten Kind das Leben erleichtert werden könnte, 
die sich unter vielfältigem kulturellen Druck zur Ver- 
leugnung ihrer feindseligen Gefühle zwingen? 

2. a) Ist die Bundesregierung der Meinung, daß der bis- 

lang strafrechtlich und kindeswohlpolitisch vernach- 
lässigte Aspekt der Kindesgefährdung durch Uner- 
wünschtheit, d. h. emotionale Ablehnung, zu einer 
Neubewertung der Abtreibungsgesetzgebung und zu 
einer Berücksichtigung im Jugendwohlfahrtsgesetz 
führen müßte? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

IX. Die Bedeutung der mannigfaltigen individuellen und gesell- 
schafthchen Nachteile der kindlichen Unerwünschtheit wird 
in vielen Staaten für die Kindeswohlpolitik und gegebenen- 
falls auch für die rechtliche Regelung der Abtreibungspraxis 
anerkannt. Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Gedenkt sie, auf die international anerkannte nachtei- 
lige Wirkung der kindlichen Unerwünschtheit hinzu- 
weisen, damit möglichst erwünschte Kinder zur Welt 
gebracht werden und die Famihenplanung der politisch 
Verantwortlichen so gestaltet wird, daß erwünschte 
Schwangerschaften ausgetragen werden können? 

2. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Anteil von 
unerwünschten Schwangerschaften, die ausgetragen 
werden, weil die restriktive Anwendung des § 218 StGB 
in Bundesländern wie z. B. Bayern, Baden- Württemberg 
und Rheinland-Pfalz Frauen daran hindert, die legalen 
Möghchkeiten der Abtreibung innerhalb der vorgesehe- 
nen Zwölfwochenfrist zu nutzen? 

3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Frauen massive 
Haßgefühle auf das Kind aus einer auferzwungenen 
Schwangerschaft hegen können und somit die länder- 
spezifischen Gesetzesobstruktionen unmittelbar für das 
Unglück dieser Kinder eine wichtige Rolle spielen? 

4. Hält es die Bundesregierung deshalb für erforderlich, 
auf eine einheitliche Handhabung des § 218 StGB in 
allen Bundesländern zu dringen, damit die bürokra- 
tische Erschwernis der legalen Abtreibung nicht die 
Problematik der unerwünschten Kinder verschärft und 
die Frauen in psychische Bedrängnis treibt? 

5. Hält es die Bundesregierung für denkbar, daß unter dem 
Druck länderspezifischer § 218-Handhabungen Eltern 
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ihre unerwünscht geborenen Kinder für ihre Lebensnot 
verantwortlich machen könnten, statt das auf die repres- 
sive Länderpolitik zurückzuführen? 

6. Geht die Bundesregierung davon aus, daß es sich bei 
Abtreibungen auch um einen erzwungenen Verzicht auf 
die Kinderwunscherfüllung handeln kann, weil sich 
Frauen und Männer, die verantwortlich handeln wollen, 
(angesichts der Kinderfeindlichkeit in der Gesellschaft, 
durch Wohnraumnot, Belastung von Nahrungsmitteln 
und LFmwelt sowie Gefährdung der Kinder durch chemi- 
sche Substanzen und Strahlenbelastung) nicht Zutrauen, 
Kinder auf die Welt zu bringen? 

7. Hält es die Bundesregierung unter kindeswohlpoli- 
tischen Gesichtspunkten für vertretbar, daß „Mußehen" 
mit einer mindestens dreimal höheren Scheidungsrate 
als üblich in Folge einer repressiven Handhabung des 
§ 218 StGB eingegangen werden? 

8. Hält es die Bundesregierung mit ihrem immer wieder 
formulierten Gleichberechtigungsanspruch der Frauen 
für vereinbar, daß junge Frauen durch „Mußehen" 
wegen verweigerter Abtreibungen schweren psychi- 
schen Belastungen ausgesetzt werden und zudem beruf- 
liche Einschränkungen und Nachteile mit unauf hol- 
baren Wettbewerbsnachteilen gegenüber Männern als 
Privatproblem in Kauf nehmen müssen? 

9. Durch welche Handlungen glaubt die Bundesregierung 
verhindern zu können, daß eine bemerkenswerte Zahl 
von Frauen, die unerwünscht schwanger sind und an 
der Abtreibung gehindert werden, sich selbst und den 
Fötus etwa durch den Verzicht auf Vorsorgeunter- 
suchungen und eine kindesfördernde Lebensweise 
schädigen? 

10. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Frauen mit ihrer 
Mutterrolle oft dann Probleme haben, wenn ihre eigene 
Mutter bereits solche Probleme zeigte? 

11. Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß der 
Umkehrschluß, nach dem Frauen mit ihrer Mutterrolle 
keine oder weniger Probleme haben, wenn ihre eigenen 
Mütter positive Einstellungen zum Kinderwunsch und 
zur Mutterschaft zeigten, frauenpolitisch wirksam ge- 
macht werden kann? 

12. Teilt die Bundesregierung die Schlußfolgerung von Wis- 
senschaftlern, die über langjährige empirische Erfah- 
rungen mit dem Schicksal unerwünschter Kinder ver- 
fügen, daß auch Parteien es Frauen prinzipiell überlas- 
sen sollten, den Zeitpunkt, zu dem sie schwanger wer- 
den möchten, selbst zu bestimmen, und Schwanger- 
schaften in einer Zeit, in der sie emotional noch nicht 
fähig sind, die Mutterrolle zu übernehmen, in eigener 
Verantwortung auszutragen oder abzubrechen? 
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13. Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, Frauen zum 
Austragen einer unerwünschten Schwangerschaft zu 
motivieren, obwohl bekannt ist, daß die Unerwünscht- 
heit den physiologischen Prozeß der Lebensentstehung 
in der Gebärmutter negativ beeinträchtigt? 

14. In welcher Form sieht sich die Bundesregierung in der 
Lage, das Auftreten von Angst und Streß während der 
Schwangerschaft zu beseitigen, das eine Entwicklungs- 
erschwerung für den Fötus darstellt? 

15. In welchem Ausmaß ist nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Unerwünschtheit eine maßgebliche Größe, die 
zur Schädigung der Kinder durch Alkoholkonsum - der 
Alkoholembryopathie - führt? 

16. Wie gedenkt die Bundesregierung darauf zu reagieren, 
daß auch minder schwere Formen des Alkoholmiß- 
brauchs - bedingt durch die LFnerwünschtheit der 
Schwangerschaft - zu geistigen und körperlichen Ent- 
wicklungsverzögerungen der Kinder führen, die nicht 
mehr aufhebbar sind? 

17. In welcher Form glaubt die Bundesregierung dazu bei- 
tragen zu können, daß Kinder aus unerwünschten 
Schwangerschaften, die durch Alkoholembryopathie in 
ihrer psychischen Entwicklungsfähigkeit irreversibel 
geschädigt und körperlich mißgebildet sind, trotz der 
gefühlsmäßigen Ablehnung durch die Eltern jene Zu- 
wendung erhalten, die ihr Zustand der multiplen Be- 
nachteiligung und des menschlichen Unglücks erfor- 
dert? 

18. Durch welche konkreten Hilfsangebote will die Bundes- 
regierung dazu beitragen, daß besonders schwere For- 
men der Verhaltensauffälligkeit wie Ruhelosigkeit, Irri- 
tabilität, Erbrechen, endloses Schreien, Geräuschemp- 
findlichkeit, reduziertes Schlafbedürfnis etc. bei Neuge- 
borenen behoben werden, die von ihrer Mutter gefühls- 
mäßig abgelehnt werden? 

19. Hält die Bundesregierung es für vertretbar, alle Ge- 
sichtspunkte der Kindes Wohlgewährleistung sowohl für 
die Zeit der Schwangerschaft wie vor allem auch für die 
Zeit danach zu vernachlässigen, weil allein der Aspekt 
der individuell respektierbaren aber keineswegs verall- 
gemeinerbaren Vorstellung vom „Lebensbeginn" Priori- 
tät hat? 

20. In welchem Ausmaß glaubt die Bundesregierung, daß 
Zerwürfnisse in Partnerschaften dafür ausschlaggebend 
sind, daß ungeplante Schwangerschaften auch uner- 
wünscht sind, und mit welchen Mitteln glaubt die Bun- 
desregierung, daß Frauen und Männern in dieser Situa- 
tion geholfen werden kann? 

X. Obwohl die Rangfolge der Bundesrepublik Deutschland in 

der Säuglingssterblichkeit der einzelnen Länder nicht den 
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verbrauchten Mitteln für die medizinische Vorsorge und 
Versorgung entspricht, deutet vieles darauf hin, daß die 
Säuglingssterbhchkeit jenseits materieller Bedingungen 
ganz entscheidend in der Zeit nach der Geburt von der 
emotionalen Annahme der Schwangerschaft und des ge- 
borenen Kindes primär von der Frau und sekundär dem 
Partner abhängt. Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Möglichkeiten sieht sie, durch gesundheits- und 
kindeswohlpolitische Maßnahmen dieser bedeutsamen 
Grundvoraussetzung der Lebensfähigkeit von Säuglin- 
gen und damit der Senkung der Säuglingssterblichkeits- 
rate zur Durchsetzung zu verhelfen? 

2. Wie erklärt die Bundesregierung, daß das Sterberisiko 
für nichtehelich geborene Säugünge teilweise in Indu- 
striegesellschaften noch immer 17 Prozent höher ist als 
das von ehelich geborenen Kindern? 

3. Wie hoch ist die Säuglingssterblichkeit in der Bundes- 

republik Deutschland, und wie unterscheidet sich die 
Rate der nichtehelich geborenen Säuglinge von der ehe- 
lich geborener Säuglinge? ^ 

4. a) Verfügt die Bundesregierung über Hinweise, daß die 

Versorgung und Betreuung von nicht verheirateten 
Frauen im Rahmen der Vorsorge durch die niederge- 
lassenen Frauenärzte/innen und bei der Geburt 
durch Ärzte/innen und ärztliche Mitarbeiter/innen an 
den Frauenkliniken auf subtile Formen der Diskrimi- 
nierung und Ausgrenzung stoßen? 

b) Verfügt die Bundesregierung über Hinweise, daß sich 
diese Diskriminierung statistisch gesehen als gestei- 
gerte Säuglingssterblichkeit der nichtehelich Ge- 
borenen auswirkt? 

c) Wenn nein, welche anderen Begründungen hat die 
Bundesregierung für die höhere Säuglingssterblich- 
keit nichtehelicher Kinder? 

5. Hält es die Bundesregierung für angebracht, soziolo- 
gische Studien zu veranlassen, die säuglingsschädi- 
gende Diskriminierung und frauenfeindliche Verkehrs- 
formen nicht verheirateter Frauen in Krankenhäusern 
und Arztpraxen erforschen? 

6. Welche Informationen liegen der Bundesregierung dar- 
über vor, daß Frauen, die zur Austragung einer unge- 
wünschten Schwangerschaft gezwungen wurden, unter 
mehrfacher Belastung erziehen und deshalb dringend 
gebotene Maßnahmen zum Wohl des Säuglings - wie 
einen Arztbesuch, eine Konsultation einer Beratungs- 
stelle, Vorsorgeuntersuchungen etc. - nicht rechtzeitig 
einleiten oder gänzlich unterlassen? 

7. Welche Erklärung hat die Bundesregierung dafür, daß 
Kinder, deren Müttern die Abtreibung verweigert 
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wurde, unter einem erhöhten Risiko stehen, in ihrer 
Entwicklung psychischen Problemen ausgesetzt zu 
sein? 

8. Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregierung ver- 
hindern, daß unerwünschte Kinder in einer unsicheren 
Umgebimg auf wachsen, schlechteres schulisches Ver- 
halten als andere Kinder zeigen, öfter wegen nervöser 
und psychosomatischer Störungen der Behandlung be- 
dürfen und eine Tendenz zu mißlingender sozialer An- 
passung zeigen? 

9. Welche Arten von Handlungen hält die Bundesregie- 
rung für geeignet, wenn Kinder aus unerwünschten 
Schwangerschaften in ihren Peer-Gruppen zurückge- 
wiesen, ihnen negative Eigenschaften wie die Etikettie- 
rung als „Feiglinge"' etc. zugewiesen werden und sie 
unter mangelhafter sozialer Akzeptanz leiden? 

10. Wie glaubt die Bundesregierung verhindern zu können, 
daß nach den Erkenntnissen neuester Studien Jungen 
aus unerwünschten Schwangerschaften signifikant 
höher unter langfristigen Krankheiten leiden als Jungen 
aus erwünschten Schwangerschaften, und welche Ge- 
fährdungen sieht sie für die Jungen? 

11. Welche Erklärung hat die Bundesregierung dafür, daß 
Mütter ihre Söhne aus unerwünschten Schwangerschaf- 
ten signifikant häufiger als ungehorsam, unartig und 
weniger intelligent als Töchter aus unerwünschten 
Schwangerschaften wahrnehmen? 

12. Mit welchen Maßnahmen glaubt die Bundesregierung 
darauf reagieren zu müssen, wenn unerwünscht ge- 
borene Kinder unter sozialer Fehlanpassung leiden und 
die Wahrscheinlichkeit ihrer leid vollen Fehlentwicklung 
signifikant ansteigt, wenn das unerwünschte Kind das 
einzige Kind in einer Partnerschaft ist? 

13. Sieht die Bundesregierung die soziale Fehlanpassung 
imerwünschter Kinder als Beweis dafür, daß nur zum 
Nachteil der unerwünschten Kinder Frauen durch ge- 
sellschaftiichen Zwang in die Mutterrolle gezwungen 
werden können? 

14. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung von Wis- 
senschaftlern, daß die kindhche Unerwünschtheit in 
ihren mannigfaltigen Auswirkungen als eine Form der 
„psychischen Subdeprivation" zu gelten hat, die durch 
geeignete familienpolitische und strafrechtliche Maß- 
nahmen verhindert werden sollte? 

15. Wie gedenkt die Bundesregierung darauf zu reagieren, 
daß Erwachsene, die als Kinder unerwünscht waren, 
nach neueren Erkenntnissen in ihrer Rolle als Eltern 
Schwierigkeiten haben, elterliche Zuneigung zu emp- 
finden und entwicklungsfördernde Beziehungen zu 
ihren eigenen Kindern einzugehen? 
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16. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es sich 
hier möghcherweise um eine Form der Wiederholung 
des eigenen Schicksals an den eigenen Kindern handelt, 
und daß die selbst Unerwünschten ihren Kindern das 
antun, was ihnen selbst angetan wurde und daß damit 
das eigene Elend als ein Schatten auf die nächste Gene- 
ration fällt? 

17. Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesregierung 
angesichts der Diskussion über Gewalt gegen Mädchen 
aus Forschungsergebnissen zu ziehen, die eine beson- 
ders auffäUige Gestörtheit zwischen Vätern und unge- 
wünschten Töchtern nachweisen? 

18. Plant die Bundesregierung eine Erforschung gewalt- 
geprägter Beziehungsstörungen zwischen Kindern und 
Eltern, in der die unerwünschten Kinder als Symbol der 
elterhchen Lebensstönmg wahrgenommen werden? 

Boim, den 5. Juni 1990 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
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